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Allgemeine Verwaltungs vorschrift zum Landesreisekostengesetz

Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums

Vom 4. Mai 2011 - IV 180 - P l700-00000-20111002-

VV MeckJ.- Vorp. GI. Nr. 2032 - 23

A Allgemeines

Das Landesreisekostengesetz geht als besondere, die Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn näher bestimmende Regelung der allge-
meinen VorscJuift des § 45 des Beamtenstatusgesetzes vor. Auf
die allgemeine Fürsorgepflicht des Dienstherrn kann nur zurück-
gegriffen werden, wenn die besondere Fürsorgepflicht in ihrem
Wesenskem verletzt wäre. Der Dienstherr erstattet die dienstlich
veranlassten Reiseaufwendungen auf der Grundlage des Landes-
reisekostengesetzes. Damit ist gewährleistet, dass den Beamtin-
nen und den Beamten keine wirtschaftlichen Nachteile, aber auch
keine besonderen Vorteile entstehen.

B Zu einzelnen Vorschriften

Die Gliederung der Textziffern orientiert sich an den einzelnen
Paragrafen ~nd deren Absätzen.

1 Zu § 1
(Anwendungsbereich)

1.1 Die Vorschrift bestimmt abschließend den persönlichen
Geltungsbereich, für den eine Auslagenerstattung
unmittelbar nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in
Betracht kommt. Die Vorschriften gelten auch für Aus-
landsdienstreisen, soweit sich nicht aus § 14 und den
danach zu erlassenden Vorschriften etwas anderes er-
gibt.

Für die Beschäftigten und Auszubildenden des öffentli-
chen Dienstes in Mecklenburg- Vorpommern ist das
Landesreisekostengesetz sinngemäß nach Maßgabe der
jeweiligen tariflichen Vorschriften anzuwenden (zum
Beispiel im Bereich der Landesverwaltung für Beschäf-
tigte des § 23 Absatz 4 Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder oder im Kommunalbereich § 44
Absatz I Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst oder
§ 10Absatz I Tarifvertrag für Auszubildende des öffent-
lichen Dienstes der Länder oder Kommunen), soweit
nicht eigenständige Regelungen gelten.

1.2

2.1.1

2.1.1.1

2.1.1.2

2.1.1.3

2.1.1.4

Die Aufzählung der Bestandteile der Reisekostenvergü- 2.1.1.5
tung ist erschöpfend. Sie bedeutet nicht, dass bei jeder
Dienstreise alle Bestandteile der Reisekostenvergütung
in Betracht kommen. Welche Bestandteile im Einzelnen
gewährt werden, hängt von dem jeweils zu Grunde lie-
genden Sachverhalt ab.

2 Zu §2
(Begriffsbestimmungen)

2.1 Zu Nummer 1:

Dienstreisen

Dienstreisen umfassen die zur Erledigung von Dienst-
geschäften notwendigen Fahrten an einen auswärtigen
Geschäftsort. Der Antrag auf Genehmigung einer
Dienstreise ist grundsätzlich vor Antritt der Dienstreise
zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung kann
"nur in Ausnahmefällen, zum Beispiel, wenn besondere
Eile geboten ist, nachträglich erteilt werden.

Der Begriff des Dienstgeschäftes knüpft an das konkre-
te Amt im funktionellen Sinne an. Als Dienstgeschäft
sind demnach die den Beamtinnen und den Beamten in
deren konkreten Ämtern zur unmittelbaren Erledigung
übertragenen Aufgaben anzusehen.

Die Wahrnehmung von Gerichtsterminen durch Beam-
tinnen und Beamte als Sachverständiger oder Zeuge ist
eine dienstliche Tätigkeit, sofern die Bekundungen als
Sachverständiger oder Zeuge auf die dienstliche Tätig-
keit zurückzuführen sind. Der Anspruch besteht gegen-
über dem Dienstherrn sowie nach dem Justizvergü-
rungs- und -entschädigungsgesetz. Die Spezialregelun-
gen dieses Gesetzes gehen hierbei dem Landesreisekos-
tengesetz vor.

Bei der Vorladung als Vertreter des Klägers oder Beklag-
ten durch das Gericht im Rahmen der dienstlichen
Tätigkeit handelt es sich hingegen um ein Dienstge-
schäft. Werden Gutachten in Erfüllung der Dienstaufga-
ben erstattet, vertreten oder erläutert, handelt es sich
ebenfalls um ein Dienstgeschäft. Bei diesen Dienstge-
schäften besteht ein Erstattungsanspruch nach dem
Landesreisekostengesetz.

Für Dienstreisende mit wiederkehrenden Dienstge-
schäften bestimmter Art ist die Erteilung von Dauer-
dienstreisegenehmigungen möglich. Aus der Anord-
nung oder Genehmigung sollen die Art der Dienstge-
schäfte, gegebenenfalls zu nutzende Beförderungsmit-
tel sowie die Dauer der Genehmigung erkennbar sein.

Nach dem "Amt des Berechtigten" scheidet eine Anord-
nung oder Genehmigung der Dienstreise aus, zum Bei-
spiel bei der Behördenleiterin oder dem Behördenleiter,
die - wie etwa die Präsidentin oder der Präsident des
Landesverfassungsgerichts ode~ des Landesrechnungs-
hofes - keine Vorgesetzte oder keinen Vorgesetzten
haben. Hierzu sind auch die hauptamtlichen Wahlbeam-
tinnen und Wahlbeamten der Landkreise, Gemeinden,
Ämter, Zweckverbände sowie der sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden kommunalen Körper-
schaften, rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des
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öffentlichen Rechts zu zählen, soweit ansonsten ein 3
Kollegialorgan Dienstreisegenehmigungen erteilen
müsste.

3.1
2.1.1.6 Eine Anordnung oder Genehmigung nach dem "Amt

des Berechtigten" oder nach dem "Wesen des Dienstge-
schäftes" kommt ebenfalls nicht in Betracht bei Dienst-
reisen einer Richterin oder eines Richters zur Wahrneh-
mung eines richterlichen Amtsgeschäftes, das ihnen
nach richterlicher Anordnung, nach der Geschäftsver-
teilung oder nach einer ihnen gleichstehenden Anord-
nung obliegt, zur Wahmehmung eines weiteren Rich-
teramtes, das ihnen übertragen ist, sowie zur Teilnahme
an einer Sitzung des Präsidiums, dem sie angehören.
Diese Aufzählung ist erschöpfend. Bei anderen Dienst-
reisen und Dienstgängen einer Richterin oder eines
Richters, zum Beispiel Dienstaufsichtsreisen, Reisen
zur Abnahme von Prüfungen und Reisen zu Fachtagun-
gen, ist eine Anordnung oder Genehmigung erforder- 3.1.1
lieh.

2.1.2 Ein "dem vorübergehenden Aufenthalt dienender Ort"
ist ein außerhalb des Wohnorts liegender Ort, an dem
sich die Dienstreisenden aus persönlichen Gründen vor-
übergehend aufhalten (zum Beispiel ein vom Wohnort
abweichender Familienwohnsitz oder ein Urlaubsort).

2.2 (nicht besetzt)
3.1.2

2.3 Zu Nummer 3:

2.3.1 Bei TeJe- oder Heimarbeit in der Wohnung bleibt der
Sitz der Dienststelle, welchem die Beamtinnen und
Beamten oder Richterinnen und Richter angehören,
Dienststätte. Fahrten zwischen Wohnung und Dienst-
stätte sind keine Dienstreisen, sondern regelmäßige
Fahrten zwischen der Wohnung und der Dienststätte,
die dem privaten Aufwand zuzurechnen sind. 3.1.2.1

2.3.2 Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter
können reisekostenrechtlich nur einen Dienstort haben.
Regelmäßige Fahrten an den gleichen auswärtigen
Geschäftsort führen nicht dazu, dass dieser Ort zu einem
weiteren Dienstort wird. 3.1.2.2

2.3.3 Bei regelmäßigerTätigkeit auf einem Schiff ist Dienstort
der feste Liegeort des Schiffes (Heimathafen).

2.4 Zu Nummer 4:

Bei regelmäßiger Tätigkeit auf einem Schiff ist das
Schiff die Dienststätte. die einer ortsfesten Dienststätte
gleichsteht.

2.5 (nicht besetzt)
3.2

2.6 Zu Nummer 6:

Im Gegensatz zur Dienstreise braucht der Dienstgang
nicht schriftlich angeordnet oder genehmigt zu werden,
es genügt die mündliche Form.

Zu § 3
(Anspruch auf Reisekostenvergütung)

Dienstlich veranlasste Mehraufwendungen sind die
Aufwendungen, die aus Anlass der Dienstreise notwen-
digerweise zusätzlich zu den Aufwendungen entstehen,
die auch ohne die dienstliche Veranlassung entstanden
wären.

Bei Dienstreisen werden diese Mehraufwendungen
nicht um die Ausgaben, die eine Beamtin oder ein
Beamter für den üblichen Arbeitsweg regelmäßig trägt,
gekürzt (vergleiche Textziffer 6.1.2). Bei Dienstgängen
beschränkt sich die Erstattung auf den innerörtlichen
Mehraufwand. Dieser besteht aus den Kosten, die am
Wohnort oder Dienstort zusätzlich auftreten und damit
den arbeitstäglichen Pendelaufwand überschreiten.

Der Anspruch auf Reisekostenvergütung entsteht dem
Grunde nach bereits mit der Anordnung der Genehmi-
gung einer Dienstreise, Reise aus besonderem Anlass
oder eines Dienstganges, und zwar ohne Rücksicht
darauf, ob die zu seiner Erfüllung benötigten Haushalts-
mittel zur Verfügung stehen. Aus haushaltsrechtlichen
Gründen darf deshalb die Anordnung oder Genehmi-
gung dieser Reisen nur im Rahmen zur Verfügung ste-
hender Haushaltsmittel erfolgen.

Sind Bedienstete gewillt, die Dienstreise, Reise aus
besonderem Anlass oder den Dienstgang trotz fehlen-
der Haushaltsmittel oder nicht ausreichender Haus-
halts mittel durchzuführen, so darf die Genehmigung
nur unter der Voraussetzung erteilt werden, dass die
Bediensteten zuvor scluiftlich oder elektronisch ihren
Verzicht auf Reisekostenvergütung oder Teile davon
erklärt haben.

Ein Verzicht auf Reisekostenvergütung darf nur auf der
freiwilligen Entscheidung der Berechtigten beruhen. Die
Behörde ist nicht berechtigt, wegen fehlender oder nicht
ausreichender Haushaltsmittel einen teilweisen oder
gänzlichen Verzicht von den Bediensteten zu fordern.

Um Rechts- und Haushaltssicherheit zu gewährleisten,
ist der Verzicht auf Reisekostenvergütung vor Geneh-
migung einer entsprechenden Maßnahme schriftlich
oder elektronisch ausdrücklich zu erklären. Ein Verzicht
nach Durchführung der Reise kann ausdrücklich erklärt
werden, aber auch durch das gänzliche Unterlassen der
Abrechnung geschehen. Bei der Inanspruchnahme von
amtlich unentgeltlicher Verpflegung oder Abschlags-
zahlungen, insbesondere zu Lasten des Diensthelm
gebuchte Reiseleistungen, ist ein Verzicht durch Unter-
lassen der Abrechnung nicht möglich.

Das allgemeine Gebot zur wirtschaftlichen und sparsa-
men Haushaltsführung verpflichtet sowohl die Behör-
de, die die Dienstreise oder den Dienstgang anordnet,
genehmigt oder abrechnet, als auch die Dienstreisen-
den, im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens und
des Zumutbaren alles zu tun, um die Reisekosten so
niedrig wie möglich zu halten.
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So ist die Dauer der Dienstreise auf das unbedingt not- 3.4
wendige Maß zu beschränken. Dabei sind folgende
Grundsätze zu beachten:

a) In der Regel ist es den Dienstreisenden zuzumuten,
die Dienstreise so anzutreten, dass die Wohnung
oder Unterkunft um 6 Uhr verlassen wird. Das gilt
sowohl für die Hinreise als auch für die Rückreise. 3.5

b) Grundsätzlich ist der zeitliche Ablauf der Reise als
zumutbar anzusehen, wenn die Unterkunft am
Geschäftsort bis 22 Uhr und die Wohnung bis
24 Uhr erreicht werden.

c) Ausnahmen sind möglich, über die jedoch nur im
Einzelfall nach Lage der besonderen Verhältnisse
entschieden werden kann. Dabei kann auch auf
zwingende persönliche Gründe (zum Beispiel Be-
treuungspflichten bei minderjährigen Kindern oder 3.5.1
Kranken) Rücksicht genommen werden.

d) Der Beginn des Dienstgeschäftes ist so zu legen,
dass nach Möglichkeit zusätzliche Reisetage ver-
mieden werden. 3.5.2

e) Mehrere zeitlich zusammenfallende Dienstreisen
an denselben Dienstort sind zu verbinden, wenn
dadurch Reisekosten eingespart werden.

Der Dienstherr kann die Nutzung elektronischer Ver-
fahren bei der Beantragung, Genehmigung und Abrech-
nung von Reisen nach dem Landesreisekostengesetz
sowie für die Bereitstellung von Reisemitteln (so ge- 3.5.3
nannte "Dienstreise- oder Travelmanagernentsysterne")
vorschreiben. Im Bereich der Landesverwaltung regelt
das Finanzministerium die hierzu erforderlichen Ein- 3.5.3.1
zelheiten.

3.3 Zuwendungen im Sinne des § 3 Absatz 3 sind sowohl
Geldbeträge als auch Sach- und Bonusleistungen sowie
Nutzungen, die den Dienstreisenden unmittelbar oder
mittelbar zugewendet werden. Die dienstlich erworbe- 3.5.3.2
nen Bonuspunkte der Deutschen Bahn sind für Reise-
dienstleistungen, wie zum Beispiel Mirfahrer-Freifahrt.
Tagesnetzkarte 2. Klasse, Länderticket, kostenlose/ver-
günstigte Parkhausnutzung oder Platzreservierung,
anzusammeln und bei derselben oder einer späteren
Dienstreise einzusetzen. Nur wenn deren Einlösung
wegen drohenden Verfalls der Gutschrift absehbar nicht
mehr dienstlich einsetzbar ist, ist deren Verwertung für
Nebenleistungen im Rahmen einer Dienstreise, zum
Beispiel Genussgutscheine, zulässig. Eine Verwendung
im Privatbereich bleibt jedoch ausgeschlossen.

3.6
Des Amtes wegen sind Zuwendungen gewährt worden,
wenn die Dienstreisenden sie ihrer Stellung oder Tätig-
keit wegen und somit aus anderen als persönlichen
Gründen erhalten. Zuwendungen, die den Berechtigten
von dritter Seite aus persönlichen Gründen gewährt
werden, zum Beispiel Verpflegung und Unterkunft
durch Verwandte, dürfen daher auf die Reisekostenver-
gütung nicht angerechnet werden.

§ 3 Absatz 4 bestimmt, dass der Anspruch gegen die
Stelle, bei der die Nebentätigkeit ausgeübt wird, dem
Anspruch auf Reisekostenvergütung vorgeht. Der Be-
rechtigte ist verpflichtet, seinen Anspruch gegen die
Stelle, bei der die Nebentätigkeit ausgeübt wird, der rei-
sekostenvergütenden Stelle anzuzeigen.

Die Ausschlussfrist für Anträge auf Zahlung von Reise-
kostenvergütung beträgt sechs Monate. Bei verspäteter
Antragstellung ist die Gewährung einer Reisekosten-
vergütung nicht mehr zulässig, da aus der Dauer der
Frist und ihrer ausdrücklichen Bezeichnung als Aus-
schlussfrist folgt, dass sie ohne Ausnahme einzuhalten
ist (§ 32 Absatz 5 des Landesverwaltungsverfahrensge-
setzes), Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann
nicht gewährt werden. Für die Fristberechnung gelten
die §§ 187 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches.

Für die Einhaltung der Frist ist der Eingang des schrift-
lichen oder elektronischen Antrages auf Reisekosten-
vergütung bei der für die Abrechnung zuständigen
Behörde maßgebend.

Im Landesbereich ergibt sich die Zuständigkeit aus der
Bezügezuständigkeitslandesverordnung. Danach obliegt
grundsätzlich der obersten Dienstbehörde die Festset-
zung der Reisekostenvergütung. Sie kann die Zuständig-
keit einer anderen Stelle (Reisestelle) übertragen. Für die
Bediensteten der Landesverwaltung erfolgt die Abrech-
nung der Reisekosten in der Regel bei der in der Landes-
zentralkasse eingerichteten zentralen Reisestelle.

Für den Antrag auf Reisekostenvergütung ist der jeweils
vorgeschriebene Vordruck zu benutzen.

Maßgebliche Kostenbelege .sind die Nachweise der
dienstreisebedingten Ausgaben, für die eine Erstattung
beantragt wird. Diese sind bei nicht ausschließlich elek-
tronischen Antrags- und Abrechnungsverfahren in
jedem Fall vorzulegen.

Bei ausschließlich elektronischen Antrags- und Abrech-
nungsverfahren kann von der obersten Dienstbehörde
zugelassen werden, eine Belegprüfung erst im Fall einer
Beleganforderung der Reisekostenabrechnungsstelle
vorzunehmen, die innerhalb von sechs Monaten nach
Antragstellung erfolgen kann. Eine Belegprüfung kann
hierbei beispielsweise anlassbezogen oder stichproben-
artig erfolgen. Eine repräsentative stichprobenartige
Prüfung der Belege und Unterlagen nach einem aussa-
gekräftigen Stichprobenverfahren ist durch die Abrech-
nungsstelle zu gewährleisten.

Nach der schriftlichen oder elektronischen Anordnung
oder Genehmigung der Dienstreise kann den Dienstrei-
senden auf Antrag ein angemessener Abschlag auf die
zu erwartende Reisekostenvergütung gewährt werden,
sofern diese voraussichtlich 50 Euro übersteigt. Der
Abschlag sollte grundsätzlich 80 Prozent der zu erwar-
tenden Reisekostenvergütung betragen und ist auf volle
fünf Euro zu runden. Wird die Reisedienstleistung vom
Dienstherrn direkt an den Reisedienstleister gezahlt, so
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handelt es sich bei der Zahlung um einen auf den oben
genannten Prozentsatz anzurechnenden Abschlag.
Abschläge sind grundsätzlich spätestens vier Wochen
nach Beendigung der Dienstreise durch die Vorlage der
Reisekostenrechnung abzurechnen. Die Abrechnung
eines Abschlags unterbricht nicht die sechsmonatige
Antragsfrist (§ 3 Absatz 5). Die Bitte um Abschlagszah-
lung kann schriftlich oder elektronisch erfolgen.

4 Zu § 4
(Fahrkostenerstattung)

4.1 Regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel sind alle
Beförderungsmittel, die auf einer bestimmten Strecke
nach einem festen Fahr- oder Flugplan dem öffentli-
chen Personenverkehr dienen. Auf die Zahl der Verbin-
dungen kommt es nicht an, es genügt ihre Regelmäßig-
keit.

4.1.1 Es werden nur entstandene notwendige Fahrkosten
erstattet. Das heißt, die Auslagen müssen tatsächlich
entstanden und in dem beantragten Umfang notwendig
gewesen sein. Notwendig sind die Fahrkosten, die unter
Beachtung des Sparsamkeitsgrundsatzes, dem Grunde
und der Höhe nach zur Erledigung des Dienstgeschäftes
aufgewendet werden müssen. Die Berechtigten müssen
sich über günstige Verkehrsverbindungen informieren
und nicht notwendige Warte- und Umsteigezeiten ver-
meiden. Die Fahrkostenerstattung ist grundsätzlich auf
die niedrigste Klasse begrenzt.

4.1.2 Durch die Formulierung "aus triftigen Gründen" in § 4
Absatz 1 Satz 2 ist die Möglichkeit eröffnet, im Einzel-
fall neben zwingenden dienstlichen auch zwingende
.persönliche Gründe für die Benutzung einer höheren
Klasse oder eines anderen Beförderungsmittels anzuer-
kennen.

4.1.2.1 Triftige dienstliche Gründe liegen insbesondere dann
vor, wenn die Benutzung der höheren Klasse oder die
Art des Beförderungsmittels der Wirtschaftlichkeit der
gesamten Dienstreise dient. Dazu ist in jedem Fall ein
Kostenvergleich über den Gesamtbetrag der .Reisekos-
tenvergütung der Dienstreisenden und etwa von ihnen
mitgenommenen Berechtigten bei Benutzung des ge-
wählten Beförderungsmittels oder der höheren Klasse
mit dem Gesamtbetrag der notwendigen Kosten bei
Benutzung der niedrigsten verfügbaren Klasse des re-
gelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels anzustel-
len. Dabei werden jeweils die notwendigen Fahrkosten,
eventuell notwendige Tagegelder, Übernachtungskos-
ten oder Nebenkosten in den Kostenvergleich einbezo-
gen. Von mehreren im Einzelfall für die Dienstreisen-
den und die mitgenommenen Berechtigten in Betracht
kommenden Preisvergünstigungen ist die jeweils bil-
ligste im Kostenvergleich in Ansatz zu bringen.

nutzung einer höheren Wagen klasse liegen nicht vor,
wenn die Reisezeit zur Vorbereitung des Dienstgeschäf-
tes genutzt wird.

Triftige dienstliche Gründe zur Benutzung anderer als
regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel können
zum Beispiel dann anerkannt werden, wenn

a) der Geschäftsort mit regelmäßig verkehrenden Be-
förderungsmitteln nicht oder nicht rechtzeitig er-
reicht werden kann

oder

b) mehrere benachbarte Geschäftsorte aufgesucht
werden müssen und die Benutzung regelmäßig ver-
kehrender Beförderungsmittel eine mehrtägige
Dienstreise oder mehrere Dienstreisen erfordern
würde.

Die zuständige Reisestelle ist berechtigt, auf Grundlage
eines Kostenvergleichs bestimmte Verkehrsverbindun-
gen allgemein zuzulassen (insbesondere Flugverbin-
dungen). .

4.1.2.2 Triftige persönliche Gründe liegen vor, wenn die
Dienstreisenden aus zwingenden Gründen (zum Bei-
spiel wegen eigener oder schwerer Erkrankung eines
Familienangehörigen) so bald wie möglich nach Hause
fahren müssen oder ihr körperlicher oder gesundheitli-
cher Zustand (zum Beispiel Schwerbehinderung) die
Art des Beförderungsmittels oder die gewählte Klasse
erfordert.

4.1.2.2.1 Bei Dienstreisenden, die in ihren Schwerbehinderten-
ausweisen das Merkzeichen "G" oder "aG" eingetragen
haben, ist regelmäßig der triftige Grund für die Nutzung
eines privaten Kraftfahrzeuges anzuerkennen. Ab einem
Grad der Behinderung von 70 liegen, unabhängig von
den eingetragenen Merkzeichen, triftige Gründe für die
Benutzung einer höheren Klasse eines regelmäßig ver-
kehrenden Beförderungsmittels vor.

4.1.2.2.2 Triftige persönliche Gründe liegen zum Beispiel vor,
wenn die besonderen örtlichen und zeitlichen Verhält-
nisse üblicherweise eine unzumutbare Gefahrensituati-
on für die Dienstreisenden vermuten lassen.

4.1.2.3 Die Vorschriften gelten auch für notwendige Fahrten
am Geschäftsort.

Örtliche Unkenntnis am Geschäftsort kann als triftiger
Grund für die Benutzung "anderer" Beförderungsmittel
nicht anerkannt werden. Das Gleiche gilt, wenn eine
Teilstrecke (bis zu zwei Kilometer) zurnutbar zu Fuß
zurückgelegt werden kann.

Ein geringerer Zeitaufwand für die Dienstreisenden ist 4.1.2.4
im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nur
dann in Ansatz zu bringen, als durch sie die Erledigung
unaufschiebbarer Dienstgeschäfte ermöglicht wird.
Textziffer 3.2 ist zu beachten. Triftige Gründe zur Be-

Die triftigen Gründe müssen grundsätzlich bereits im
Antrag auf Genehmigung der Dienstreise nachvollzieh-
bar dargelegt Werden. Eine nachträgliche Angabe ist
nur in Ausnahmefällen möglich.
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4.1.2.5 Der Begriff der "niedrigsten verfügbaren Klasse" in § 4 4.3,2
Absatz I Satz 2 Nummer 2 und 3 bezeichnet die im
konkreten Einzelfall tatsächlich buch bare Klasse. Damit
sind auch die Fälle erfasst, in denen bei Vorliegen trifti-
ger Gründe die generell niedrigste Klasse der in den
Nummern 2 und 3 bezeichneten Beförderungsmittel
ausgebucht sind.

§ 4 Absatz I Satz 2 Nummer 4 ist zum Beispiel dann
anzuwenden, wenn die Berechtigten am Geschäftsort
für eine Strecke, auf der kein regelmäßig verkehrendes 4.3.3
Beförderungsmittel verkehrt, ein Taxi benutzen oder
ein Kraftfahrzeug mieten müssen.

4.1.3 § 4 Absatz I Satz 3 regelt die Fälle, in denen trotz Feh-
lens triftiger Gründe nicht die niedrigste Klasse eines
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels, sondern
eine höhere Klasse, ein Liege- oder Schlafwagen, ein
Flugzeug oder ein nicht regelmäßig verkehrendes
Beförderungsmittel (zum Beispiel Taxi) benutzt wurde.
In diesen Fällen werden lediglich die Kosten erstattet, 5
die bei Benutzung der niedrigsten Klasse eines regel-
mäßig verkehrenden Beförderungsmittels auf der kür-
zesten Strecke entstanden wären. 5.1

4.2 Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigun-
gen (zum Beispiel die Inanspruchnahme eines Groß-
kundenabonnements der Dienststelle, die Nutzung von
Zeit- oder Sonderrückfahrkarten oder einer - auch pri-
vat erworbenen - BahnCard oder Ermäßigungen auf-
grund persönlicher Ermäßigungstatbestände, wie zum
Beispiel Schwerbehinderung, Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Alters- oder Personengruppe) sind auszu-
nutzen. Die Schwerbehinderten werden im Nahverkehr
unentgeltlich befördert, wenn ihr Ausweis mit einer
gültigen Wertmarke (Jahres- oder auch Halbjahreswert-
marke) versehen ist. Diese Wertmarke ist gegen Ent-
richtung eines Entgelts erhältlich. Besitzen die Schwer-
behinderten einen Ausweis mit einer gültigen Wertmar-
ke, dann sind sie reisekostenrechtlich Dienstreisenden
gleichzustellen, die eine privat erworbene BahnCard
haben (vergleiche Textziffer 4.3.3).

Sind den Dienstreisenden die Kosten einer BahnCard
erstattet worden, wird während deren Geltungsdauer
für alle anfallenden Dienstreisen bei der Erstattung die
sich hieraus ergebende Ermäßigung - unbeschadet wei-
terer oder anderer Ermäßigungstatbestände - zu Grunde
gelegt. Dies gilt auch dann, wenn die Dienstreisenden
der Aufforderung durch die Reisestelle, aus Gründen
der Wirtschaftlichkeit eine BahnCard zu erwerben,
nicht nachkommen.

Dienstreisende sind verpflichtet, privat erworbene Bahn-
Cards auch bei Dienstreisen einzusetzen. Eine Erstattung
der Beschaffungskosten 'erfolgt auf Antrag, wenn der
Einsatz der BahnCard unter Berücksichtigung ihrer Kos-
ten sowie des ermäßigten Fahrpreises zu einer kosten-
günstigeren Abwicklung von Dienstreisen führt. Beim
Kostenvergleich sind nutzbare Fahrpreisermäßigungen
zu berücksichtigen (vergleiche Urteil des Verwaltungs-
gerichts Köln vom 15. April 2009 - 27 K 4740108).

Zu § 5
(Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung)

§ 5 Absatz 1 Satz I bestimmt die Gewährung von Weg-
streckenentschädigung für Strecken, die die Berechtig-
ten mit einem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt
haben. Damit steht es den Bediensteten frei, ihr privates
Kraftfahrzeug statt regelmäßig verkehrender Beförde-
rungsmittel für eine Dienstreise oder eine Reise aus
besonderem Anlass zu benutzen. Die Höhe der Weg-
streckenentschädigung richtet sich nach dem Vorhan-
densein anerkannter triftiger Gründe. Triftige Gründe
können hierbei auch für Teilstrecken vorliegen und auf
diese beschränkt anerkannt werden (zum Beispiel bei
fehlender oder nicht zeitgerechter Verkehrsmittelanbin-
dung vom Wohn- oder Dienstort zum nächsten Bahn-
hof). Damit kann entsprechend der Teilstrecke eine
höhere Wegstreckenentschädigung nach § 5 Absatz I
Satz 2 und für den restlichen Streckenverlauf eine Weg-
streckenentschädigung nach § 5 Absatz I Satz 3 in
Betracht kommen.

4.3
5.2 Anerkannte Kraftfahrzeuge

Die Kosten einer dienstlich oder privat erworbenen
BahnCard sind nach folgenden Maß gaben erstattungs- 5.2.1
fähig:

4.3.1 Die Erstattung oder der dienstliche Erwerb einer Bahn-
Card hat auf Antrag der Dienstreisenden oder auf Fest-
legung der Reisestelle zu erfolgen, wenn die Reisestelle
im Einzelfall feststellt, dass die Benutzung einer Bahn-
Card wirtschaftlicher ist. Dieses ist der Fall, wenn ihre
Nutzung für Dienstreisen unter Berücksichtigung der
Anschaffungskosten sowie der ermäßigten Fahrpreise
insgesamt zu einer kostengünstigeren Abwicklung der 5.2.2
Dienstreisen führt. Bei dem Kostenvergleich sind mög-
liche Fahrpreisermäßigungen und weitere absehbare
Dienstreisen sowie auch nach anderen Regelungen
abrechenbare Reisen, zum Beispiel Familienheimfahr-
ten, während der Geltungsdauer der BahnCard zu
berücksichtigen.

Hinsichtlich der Voraussetzungen für die Anerkennung
eines Kraftfahrzeuges nach § 5 Absatz 2 wird auf die
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften über die Benut-
zung privateigener Kraftfahrzeuge zu Dienstreisen
(VVK) verwiesen. Für die Fahrten, die im Rahmen der
Zweckbestimmung (vergleiche Textziffer 2.1.8 der
VVK) mit dem anerkannten Kraftfahrzeug durchge-
führt werden, ist die höhere Wegstreckenentschädigung
nach § 5 Absatz 2 anzusetzen.

Hinsichtlich der Erstattung von Sachschäden an privat-
eigenen Kraftfahrzeugen wird auf die Verwaltungsvor-
schrift über die Ersatzleistung für Sachschäden an aner-
kannten oder nicht anerkannten privateigenen Kraft-
fahrzeugen bei Dienstreisen oder Dienstgängen verwie-
sen.

5.3 (nicht besetzt)
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5.4 § 5 Absatz 4 regelt den Fall, in dem zum Beispiel die
Landesbeamten von Privatpersonen im Kraftfahrzeug
mitgenommen worden sind. Den Landesbeamten wird
das an die Privatpersonen für die Mitnahme gezahlte
Geld bis zur Höhe der Mitnahmeentschädigung erstat-
tet.

5.5 (nicht besetzt)

6 Zu § 6
(Dauer der Dienstreise)

6.1 Beginn und Ende einer Dienstreise richten sich im Inte-
resse der Gleichbehandlung aller Benutzer regelmäßig
verkehrender Beförderungsmittel und Benutzer privater
Kraftfahrzeuge nach der Abreise und der Ankunft an
der Wohnung oder Dienststätte.

Wohnung im Sinne des § 6 ist ausschließlich die Woh-
nung oder Unterkunft, von der aus die Beschäftigten 6.1.4
regelmäßig arbeitstäglich ihrer dienstlichen Tätigkeit
nachgehen. Eine Wohnung an einem zweiten oder weite-
ren Wohnsitz, insbesondere am Familienwohnsitz von
Trennungsgeldempfängern, die nicht täglich an den
Familienwohnort zurückkehren, bleibt unberücksichtigt.

6.1.1 Regelungsgegenstand des § 6 ist die Dauer einer Dienst-
reise, nicht jedoch, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen eine Dienstreise an der Wohnung oder an der 6.2
Dienststätte anzutreten oder zu beenden ist.

Die Entscheidung hierüber lässt sich nur nach den kon-
kreten Umständen des jeweiligen Einzelfalls beurteilen
und entzieht sich damit einer generellen Regelung.
Maßgebend dafür, ob eine Dienstreise an der Wohnung
oder an der Dienststelle anzutreten ist, sind die von den
Dienstvorgesetzten erteilten Weisungen.

Genehmigende haben bei ihrer Entscheidung, ob die
Dienstreise an der Dienststelle oder am Wohnort be-
ginnt, in jedem Fall die Belange und Erfordernisse des
Dienstes zu beachten, insbesondere das Gebot, die mit 7.1
der Dienstreise verbundene Unterbrechung der übli-
chen dienstlichen Tätigkeit so gering wie möglich zu
halten. Eine Dienstreise, die nach Beginn der täglichen
Dienstzeit anzutreten ist, wird deswegen regelmäßig an
der Dienststelle beginnen.

6.12 Mit der Festlegung über den 011 des Dienstreisebeginns
und des Dienstreiseendes wird auch über die Höhe der
Fahrkosten entschieden. Wurde die Dienstreise vom 7.2
Wohnort aus genehmigt und die Dienststätte nicht auf-
gesucht, kann demzufolge bei der Berechnung des 7.3
Fahrtaufwandes nach den §§ 4 und 5 des Landesreise-
kostengesetzes auch nur die Strecke Wohnung - 7.4
Geschäftsort und gegebenenfalls zurück in Betracht
kommen (vergleiche Textziffer 3.1).

6.1.3 An der Wohnung kann eine Dienstreise im Allgemeinen
dann angetreten oder beendet werden, wenn dadurch
dem Grundsatz der Sparsamkeit, aber auch der Wirt-
schaftlichkeit in sachgerechter Weise Rechnung getra-

gen wird. Das kann zum Beispiel dann der Fall sein,
wenn

a) die Wohnung näher zum auswärtigen Geschäftsort
gelegen ist als die Dienststelle,

b) der Antritt der Dienstreise von der Dienststelle aus
zu einer Steigerung der Fahrkosten führt oder

c) keine allgemeine Anwesenheitspflicht in der
Dienststätte besteht (Heimarbeiter).

Soweit Beamten keine konkreten oder allgemeinen
Weisungen durch .ihre Dienstvorgesetzten erhalten
haben, von wo aus sie ihre Dienstreise anzutreten oder
wo sie sie zu beenden haben, haben sie diese Entschei-
dung selbst zu treffen. Dabei sind die oben genannten
Kriterien ebenfalls zu beachten.

Wird die Dienstreise zulässigerweise arn Wohnort ange-
treten, so hat die reisekostenrechtliche Berücksichti-
gung der Fahrtdauer zunächst Bedeutung für die
Bemessung des Tage- und Übemachtungsgeldes (Dauer
der Dienstreise). Dabei wird Reisekostenvergütung nur
insoweit gewährt, als die Aufwendungen der Dienstrei-
senden und die Dauer der Dienstreise zur Erledigung
des Dienstgeschäftes notwendig waren.

An der Dienststätte wird eine Dienstreise grundsätzlich
angetreten oder beendet, wenn diese vor oder nach Erle-
digung des (auswärtigen) Dienstgeschäftes dienstlich
veranlasst - wenn auch nur kurz - aufgesucht wird
(zum Beispiel, um dort Unterlagen einzusehen oder
abzuholen, Mitreisende aufzunehmen, ein Dienstfahr-
zeug zu übernehmen .oder in ein anderes Fahrzeug
umzusteigen).

7 Zu §7
(Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendungen,
Aufwandsvergütung)

Tagegeld wird nur bei Dienstreisen im Sinne von § 2
Nummer I, nicht aber bei Dienstgängen im Sinne von
§ 2 Nummer 6 gewährt.

Abweichend von der Bundesregelung und der derzeit
geltenden steuerrechtliehen Pauschbetragsregelung
wird das Tagegeld bei Dienstreisen für jeden vollen
Kalendertag auf 20 Euro festgesetzt.

(nicht besetzt)

(nicht besetzt)

§ 7 Absatz 4 Satz I entspricht den begrifflichen Vorga-
ben des Steuerrechts. Die Beträge nach § 7 Absatz 4
Satz I sind auch für Mahlzeiten, die die Berechtigten
zum Beispiel bei Empfängen oder anderen gesellschaft-
lichen Veranstaltungen ihres Amtes wegen unentgelt-
lich erhalten, vom Tagegeld einzubehalten. § 7 Absatz 4
Satz I 2. Halbsatz stellt die Berechtigten von so genann-
ten Negativbeträgen, die infolge der Verrechnung ein-
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treten können, frei. Bei mehrtägigen Dienstreisen ist
eine Verrechnung der Einbehaltungsbeträge mit ande-
ren Tagen unzulässig.

7.4.1 Wird die Übernachtung und die Verpflegung vom 8
Dienstherrn gebucht und diesem gegenüber in Rech-
nung gestellt, liegt aus steuerrechtlicher Sicht eine
Arbeitgeberveranlassung vor. Grundsätzlich sieht der
Dienstherr nur in der Gestellung der Frühstücksleistung 8.1
eine dienstliche Veranlassung. Diese kann sich auch auf
weitere Teilmahlzeiten beziehen, wenn es sich um eine
Tagungsstätte mit Vollverpflegung (zum Beispiel Aka-
demien) handelt. Erfolgt die Buchung durch die Reise-
stelle oder über ein Travel Managementsystem, sind die
Voraussetzungen der Arbeitgeberveranlassung eben-
falls erfüllt. Ist eine Reisestelle nicht eingerichtet, kann
diese Buchung durch eine dienstlich befugte Person auf
der Grundlage einer vom Dienstherrn vorgegebenen 8.1.1
Hotelliste oder über ein dienstliches Buchungssystem
vorgenommen werden. Dienstlich befugte Personen
können auch die Dienstreisenden selbst sein, wenn der
Dienstherr aufgrund einer Dienstanweisung dieses
geregelt hat. Sollte sich der Übernachtungsbedarf
unvorhersehbar ergeben, ist die durch den Dienstreisen-
den selbst veranlasste Buchung ebenfalls als vorn
Dienstherrn gebucht anzusehen. Die Arbeitgeberveran-
lassung bewirkt die Kostentragung der Rechnung, ein-
schließlich des Frühstücks, durch den Dienstherrn. Die
Einbehaltung der insoweit für die Dienstreisenden
unentgeltlichen Frühstücksleistungen erfolgt über die
Tagegeldregelung des § 7 Absatz 4 Satz 2.

7.4.2 Ist die Frühstücksleistung in einem Sammelposten ent-
halten, dann ist Textziffer 9.1.4 zu beachten.

8.1.2
7.4.3 Die auf die Teilmahlzeiten entfallenden Sachbezugs-

werte werden durch das Bundesfinanzministerium jähr-
lich neu festgesetzt. Die Änderungen werden den obers-
ten Landesbehörden durch das Finanzministerium be- 8.1.2.1
kannt gegeben.

7.4.4 Unentgeltlich wird Verpflegung gewährt, wenn den
Dienstreisenden keine Aufwendungen dafür entstehen.

iDes Amtes wegen wird Verpflegung gewährt, wenn die
Dienstreisenden sie ihrer Stellung oder Tätigkeit wegen 8.1.2.2
und somit aus anderen als persönlichen Gründen erhal-
ten haben (vergleiche Textziffer 3.3). Erhalten die
Berechtigten Verpflegung von dritter Seite aus persön-
lichen Gründen, zum Beispiel von Verwandten, führt
dies daher nicht zum Einbehalt beim Tagegeld.

7.4.5 Die Beträge nach § 7 Absatz 4 Satz I sind nur bei voll- 8.1.2.3
wertigen Mahlzeiten einzubehalten. Mahlzeiten. im
Rahmen von Kantinen- oder Gemeinschaftsverpflegung
sind als vollwertig anzusehen.

7.4.6 Triftige Gründe im Sinne des § 7 Absatz 4 Satz 3 sind
zum Beispiel gesundheitliche Gründe, nicht jedoch
unangemessene Ansprüche an die Verpflegung.

7.5 Besondere Dienstzweige und Dienstgeschäfte im Sinne 8.1.3
der Vorschrift liegen nur vor, wenn gerade die Eigenart

des Dienstzweiges oder des Dienstgeschäftes eine
Ermäßigung der Reisekosten rechtfertigt (zum Beispiel
Kraftfahrdienst, Polizeivollzugsdienst).

Zu § 8
(Übernachtungskostenerstattung,
Übernachtungsgeld)

Die Anerkennung der Notwendigkeit der Übernach-
tungskosten nach § 8 Absatz I Satz I hat unter Berück-
sichtigung möglicher Rabattgewährung und der Benut-
zung vorliegender Verzeichnisse preisgünstiger Über-
nachtungsmöglichkeiten zu erfolgen. Der Klarnmerzu-
satz "einschließlich Frühstück" bezieht sich auf Rech-
nungen, in denen die Kosten für das Frühstück nicht
gesondert ausgewiesen sind.

Übernachtungskosten sind die Unterkunftskosten ein-
schließlich Mehrwertsteuer.

Nicht zu den Übernachtungskosten gehören:

a) Trinkgelder,

b) Gastgeschenke und vergleichbare Aufmerksamkei-
ten,

c) Kosten für Telefon, Minibar, Fernsehen und Son-
derservice,

d) Auslagen für das Frühstück.

Sie sind aus dem Tagegeld zu bestreiten.

Im Regelfall ist die Beherbergungs- und. Frühstücks-
leistung getrennt ausgewiesen (vergleiche Textzif-
fer 7.4.1).

Von den Übernachrungskosren, die die Kosten für das
Frühstück einschließen (Inklusivpreis), sind gemäß § 8
Absatz I Satz 2 4,60 Euro einzubehalten, da der Mehr-
aufwand für das Frühstück bereits im Tagegeld berück-
sichtigt wird.

Enthält der Übernachtungspreis auch die Kosten für das
Mittag- und/oder Abendessen (Halb- oder Vollpension),
so sind diese Kosten nicht erstattungsfähig, da diese
Aufwendungen mit dem pauschalen Tagegeld nach § 7
abgegolten sind. Auf Textziffer 9.1.1 Buchstabe e wird
hingewiesen.

In den Fällen, in denen die Kosten für die weitere Ver-
pflegung ausnahmsweise nicht gesondert ausgewiesen
sind oder werden können, ist das Übernachtungsgeld
gemäß § 8 Absatz I Satz 4 (Übernachtungspauschale)
sowie das Tagegeld nach § 7 zu gewähren. Zur Vennei-
dung von Nachteilen sollte die Abrechnungsstelle die
Dienstreisenden darauf hinweisen, sich eine berichtigte
Rechnung ausstellen zu lassen.

Übernachtungskosten werden ohne Angabe weiterer
Gründe zu deren Unverrneidbarkeit erstattet, wenn ein
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Betrag von 65 Euro (ohne Frühstück) nicht überschritten 8.2
wird. Sie werden auch dann ohne Angabe weiterer
Gründe zu deren Unvermeidbarkeit erstattet, wenn die
Reisestelle diese vor Reiseantritt allgemein oder im Ein-
zelnen als angemessen anerkannt hat. Eine allgemeine 8.2.1
Anerkennung liegt vor, wenn die Dienstreisenden Zim-
mer aus einem von der Reisestelle herausgegebenen
Hotelverzeichnis (zum Beispiel der so genannten TMS-
Hotelliste des Landes oder des Bundes) buchen. Sofern
die Kosten von 65 Euro überschritten werden und eine 8.2.1.1
allgemeine Anerkennung der Unverrneidbarkeit nicht
vorliegt, ist diese darzulegen und nachzuweisen.

8.1.3.1 Unvermeidbarkeit ist zum Beispiel gegeben, wenn
8.2.1.2

a) eine billigere Unterkunft am Ort aus besonderen
Gründen nicht erhältlich ist (Beispiel: billigere
Zimmer sind wegen einer örtlichen Veranstaltung
ausgebucht)

oder

b) die Dienstreisenden die Unterkunft nicht selbst
wählen können, da zum Beispiel die Unterkunft
durch die Einladenden festgelegt ist.

Reservierungsangebote der Einladenden stellen
allein keine Festlegung der Unterkunft dar. Da 8.2.2
jedoch in diesen Fällen eine Buchung durch den
Dienstherrn entfällt und die regelmäßig verkehrs-
günstige Lage der Unterkunft zum Tagungsort zur
Einsparung von An- und Abfahrtskosten führt, ist 8.3
ein Übernachtungskostenmehrbetrag von bis zu
15 Euro je Übernachtung bei Reservierungsangebo- 9
ten der Einladenden aus Wirtschaftlichkeitsge-
sichtspunkten noch als unvermeidbar anzusehen.

8.1.3.2 Die Unvermeidbarkeit ist grundsätzlich bereits im 9.1
Antrag auf Genehmigung der Dienstreise glaubhaft und
aktenkundig zu machen, zum Beispiel durch entspre-
chende Bescheinigung des örtlichen Verkehrsvereins
oder eines Hotelreservierungsservices oder einer Bestä-
tigung der Dienststelle, bei der das Dienstgeschäft zu
erledigen ist, oder durch schlüssige Begründung der 9.1.1
Dienstreisenden, in der die vergeblichen Bemühungen
um eine preiswertere Unterkunft substanziiert dargelegt
werden.

8.1.4 Das pauschalierte Übernachtungsgeld nach § 8 Absatz 1
Satz 4 ist abweichend von der steuerlichen Regelung
auf 17 Euro festgesetzt worden.

Schließen Art und Zweck des Dienstgeschäftes die
Inanspruchnahme einer Unterkunft aus, steht Über-
nachtungsgeld nicht zu. Das gilt insbesondere, wenn
die Erledigung nächtlicher Dienstgeschäfte ohne Inan-
spruchnahme einer Unterkunft zu den regelmäßigen
Dienstaufgaben gehört und somit typischerweise zu-
sätzliche erstattungsfähige Ausgaben nicht entstehen
(zum Beispiel Kraftfahrerinnen oder Kraftfahrer, Poli-
zeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamte
beim nächtlichen Streifendienst).

Die unentgeltliche Unterkunftsgewährung des Amtes
wegen führt ebenfalls zum Wegfall des Übernachtungs-
geldes (vergleiche Textziffern 3.3 und 7.4.3).

Die Unterkunft muss angemessen sein. Ein einfaches
Hotelzimmer ist angemessen. In Betracht kommen aber
auch Unterkünfte in verwaltungseigenen Aus- und Fort-
bildungsstätten oder Gästezimmer von Dienststellen.

Wird den Berechtigten eine Unterkunft von dritter Seite
aus persönlichen Gründen, zum Beispiel von Verwand-
ten, unentgeltlich bereitgestellt, führt dies nicht zum
Wegfall des Übernachtungsgeldes.

Wenn den Berechtigten ausschließlich aus anderen als
persönlichen Gründen unentgeltliche Unterkunft bereit-
gestellt wird, ist davon auszugehen, dass sie ihnen
wegen ihrer dienstlicher Stellung bereitgestellt wird.
Voraussetzung für den Wegfall des Übernachtungsgel-
des ist nicht, dass die Kosten der Unterbringung zu Las-
ten des Landes gehen. Das Übernachtungsgeld fällt
auch dann weg, wenn den Berechtigten die Unterkunft
zum Beispiel vom Bund, einem anderen Bundesland,
einer Gemeinde, einer amtlichen ausländischen Stelle
oder von privater Seite, zum Beispiel von Privatfinnen,
bereitgestellt wird.

Triftige Gründe im Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 2 sind
zum Beispiel gesundheitliche Gründe, nicht jedoch
unangemessene Ansprüche an die Unterkunft.

(nicht besetzt)

Zu § 9
(Nebenkostenerstattung, Auslagenerstattung für
Reisevorbereitungen)

Nebenkosten sind erstattungsfähig, wenn sie ursächlich
und unmittelbar mit der Erledigung des Dienstgeschäf-
tes zusammenhängen und notwendig sind, um den
dienstlichen Auftrag überhaupt oder unter zumutbaren
Bedingungen ausführen zu können.

Als erstattungsfähige Nebenkosten kommen unter an-
derem in Betracht:

a) Auslagen für die schriftliche Bestellung oder Abbe-
stellung eines Hotelzimmers;

b) Auslagen für die dienstlich bedingte Gepäckaufbe-
wahrung und bei Vorliegen besonderer Umstände
auch Auslagen für die Gepäckversicherung;

c) Auslagen für das gesonderte Befördern oder Versen-
den des notwendigen dienstlichen und persönlichen
Gepäcks, soweit das Mitführen nicht möglich oder
nicht zurnutbar ist. Die Zumutbarkeit ist nach den

I
jeweiligen Einzelfallumständen (zum Beispiel Ge-
sundheits- und Kräftezustand der Dienstreisenden,
Länge der Fußwegstrecke. Sperrigkeit des Gepäcks)
zu beurteilen. Im Allgemeinen ist die Mitnahme von
bis zu zehn Kilogramm Handgepäck zumutbar.
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d) Auslagen für die notwendige Mitnahme von per-
sönlichem und dienstlichem Gepäck; bei Benut-
zung eines Kraftfahrzeuges kommt eine Erstat-
tung von Auslagen für die Mitnahme von Gepäck
nur dann in Betracht, wenn den Beamtinnen oder
Beamten dadurch Kosten entstehen, zum Bei-
spiel durch erhöhten Betriebsstoffverbrauch. Das
kann dann angenommen werden, wenn das
Gepäck - unabhängig von der Zahl und der
Beschaffenheit der Gepäckstücke - ein Gewicht
von mindestens 50 Kilogramm aufweist. Es
bestehen insoweit keine Bedenken dagegen, dass 9.1.3
als Auslagen für die notwendige Mitnahme von
je 50 Kilogramm Gepäck zwei Cent je Kilometer
anerkannt und als Nebenkosten nach § 9 Absatz I
erstattet werden.

e) Teilnahmegebühren und Eintrittskosten für Veran-
staltungen, Tagungen, Ausstellungen und anderes, 9.1.4
soweit die Teilnahme oder der Besuch dienstlich
angeordnet ist. Hierzu gehören auch Seminarge-
bühren, die Unterkunfts- und Verpflegungs kosten
in einem Gesamtpreis beinhalten. Mit Erstattung
der Seminargebühr gelten die Dienstreisenden als
unentgeltlich untergebracht und verpflegt (§ 8
Absatz 2 Satz 1 und § 7 Absatz 4 Satz 2).

9.2
f) Post-, Telegramm-, Telefax- und Fernsprechgebüh-

ren, die durch die Erledigung des Dienstgeschäftes
entstehen; Auslagen für private Ferngespräche und
Schreiben sind nicht erstattungsfähig;

g) Garagenmiete, Park- und Mautgebühren, Kosten
für Fähr- und Brückengelder bei Benutzung von

Dienstkraftfahrzeugen,

anerkannt privateigenen Fahrzeugen im Rah- 9.2.1
men der Zweckbestimmung

oder

privaten Kraftfahrzeugen bei Vorliegen triftiger
Gründe für deren Nutzung.
Sind nur für Teilstrecken triftige Gründe aner-
kannt worden, sind die dann entstandenen
Nebenkosten nur bis zu der Höhe erstattungsfä-
hig, die auf der Strecke angefallen wären, für
die triftige Gründe anerkannt wurden. 9.2.2

Bei Benutzung privater Kraftfahrzeuge ohne trifti-
gen Grund (§ 5 Absatz 1 Satz 3) kommt eine Erstat-
tung dieser Nebenkosten wegen fehlender dienstli-
cher Veranlassung nicht in Betracht.

9.1.2 Nicht erstattungsfähige Auslagen sind insbesondere:

a) Auslagen für die übliche Reiseausstattung (Beklei-
dung, Wäsche, Koffer);

b) Trinkgelder jeglicher Art, (Gast- )Geschenke;

c) Auslagen für die Wiederbeschaffung oder Repara-
tur von Gegenständen, die auf einer Dienstreise
beschädigt, zerstört, gestohlen oder verloren wur-
den; eine Erstattung nach § 83 des Landesbeamten-
gesetzes bleibt unberührt;

d) Auslagen für eine Reiseunfallversicherung, Reise-
rücktri tts vers icherung, Reisehaftpfl ich tversiche-
rung, zusätzliche Krankenversicherung, Flugunfall-
versicherung.

Als Nachweis der erstattungsfähigen Nebenkosten sind
Rechnung oder Quittung vorzulegen. In den Fällen, in
denen üblicherweise Belege über Auslagen nicht erhält-
lich sind, genügt als Nachweis die dienstliche Erklä-
rung der Dienstreisenden. Hierbei sind die Auslagen
einzeln aufzuführen· und zu begründen.

Sind in einem Sammelposten erstattungsfähige Neben-
kosten einschließlich Frühstücksaufwendungen (Busi-
ness-Package) enthalten, beschränkt sich die Neben-
kostenerstattung auf einen pauschal um 4,60 Euro für
das Frühstück verringerten Anteil. Ein Abzug nach § 7
Absatz 4 Satz 2 findet nicht statt. Auf die Textziffern
7.4.1 und 7.4.2 wird hingewiesen.

Wird eine Dienstreise aus einem (dienstlichen oder
zwingenden privaten) Grund, den die Dienstreisenden
nicht zu vertreten haben, nicht ausgeführt, so haben
die Dienstreisenden sich darum zu bemühen, die
getroffenen Reisevorbereitungen so bald und so weit-
gehend wie möglich rückgängig zu machen und
dadurch die Auslagen für die Vorbereitung möglichst
gering zu halten. Bei der Bemessung der Auslagener-
stattung sind alle Ermäßigungsmöglichkeiten in Ansatz
zu bringen.

§ 9 Absatz 2 erfasst grundsätzlich nur die Erstattung der
Auslagen für die Vorbereitung von angeordneten oder
genehmigten Dienstreisen, die nicht durchgeführt wer-
den konnten.

In besonderen Fällen kann § 9 Absatz 2 auch dann ange-
wendet werden, wenn die Dienstreise noch nicht ange-
ordnet worden war. Ein solcher Ausnahmefall liegt zum
Beispiel vor, wenn die Nichterstattung der Auslagen für
die Berechtigten eine unbillige Härte wäre.

Notwendige und erstattungsfähige Auslagen für Reise-
vorbereitungen können unter anderem sein Auslagen
für

a) die Zimmerbestellung oder -abbestellung,

b) den Schaden des Hotels aus einem nicht in Anspruch
genommenen Zimmer,

c) Bearbeitungsgebühren für die Erstattung von Fahr-
kosten,

d) Stornogebühren bei Flugreisen.



Nr. 21 Amtsblatt für Mecklenburg- Vorpommern 2011 287

9.2.3

10

10.1

10.2

10.3

Die Dienstreisenden haben unter Vorlage von prüfbaren
Unterlagen nachzuweisen, dass ihnen die geltend
gemachten Auslagen in der angegebenen Höhe entstan-
den sind.

Zu § 10
(Bemessung der Reisekostenvergütung in
besonderen Fällen)

§ 10 Absatz 1 gewährleistet, dass in den Fällen der
nachfolgenden oder vorhergehenden Gewährung von
Trennungsgeld in Höhe des Trennungsreise- oder Tren-
nungstagegeldes in der Abfindung keine Lücke oder
Doppelzahlung entsteht.

Erhalten die Dienstreisenden weder vor noch nach der
Reise Trennungsreise- oder Trennungstagegeld, richtet
sich die Dauer der Dienstreise nach dem Zeitpunkt der
Abreise an der Wohnung oder Dienststätte bis zur
Ankunft am neuen Dienstort.

§ 10 Absatz 2 geht davon aus, dass den Berechtigten
Mehrauslagen für Unterkunft und Verpflegung in der
Regel nicht entstehen, wenn der Geschäftsort sein
Wohnort ist. Wohnort kann auch ein zweiter Wohnsitz
sein.

Die Dauer der Dienstreise umfasst den gesamten Zeit-
raum vom Beginn der Hinreise bis zur Beendigung der
Rückreise. Als Berechnungsgrundlage für das Tagegeld
sind die notwendige Dauer der Hinreise zum Wohnort
und die Dauer der Rückreise vom Wohnort zu berück-
sichtigen. Dabei werden die Reisezeiten der Hin- und
Rückreise gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 zusammengerech-
net, wenn sie an einem Kalendertag erfolgten.

Aus § 10 Absatz 3 kann nicht hergeleitet werden, dass
die Berechtigten in den Fällen, in denen die Fahrkosten
zwischen Geschäftsort und Wohnort niedriger sind als
das ansonsten zustehende Übernachtungsgeld, ver-
pflichtet werden können, in ihren Wohnungen zu über-
nachten.

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 3 berechnet sich das Tage-
geld nur nach der Dauer der Abwesenheit von der Woh-
nung, da nur für diese Zeit Mehraufwendungen entste-
hen.

11

10.4 (nicht besetzt)

12

12.1

Zu § 11
(Erkrankung während einer Dienstreise)

(nicht besetzt)

Zu § 12
(Verbindung von Dienstreisen mit anderen Reisen)

§ 12 Absatz I regelt die Ausnahmefälle, in denen die
Behörde aus dienstlichen Gründen die förmliche Ver-
bindung einer Dienstreise mit einer anderen Reise (zum
Beispiel Urlaubsreise) vorsieht und genehmigt. Dies

setzt voraus, dass der Reiseverlauf förmlich beantragt
und nicht lediglich angezeigt wird (vergleiche Textzif-
fer 12.1.1.3).

Es sind damit folgende Fallkonstellationen erfasst, in
denen die andere Reise vor beziehungsweise nach der
Dienstreise angetreten wird:

a) Verbindung einer Dienstreise mit einer nachfolgen-
den Privatreise. Es ergibt sich folgender Reisever-
lauf:

Dienstort - Geschäftsort - vorübergehender Auf-
enthaltsort (zum Beispiel Familienwohnsitz, Be-
suchsort, Urlaubs ort)

und

b) Verbindung einer Privatreise mit einer nachfolgen-
den Dienstreise. Es ergibt sich folgender Reisever-
lauf:

vorübergehender Aufenthaltsort (zum Beispiel Fa-
milienwohnsitz, Besuchsort, Urlaubsort) - Ge-
schäftsort - Dienstort.

12.1.1 Ist die Verbindung einer privaten Reise mit einer Dienst-
reise genehmigt worden, so verringert sich die Erstat-
tung der Fahrkosten durch den Dienstherrn in dem
Umfang, in dem infolge der Privatreise ohnehin Fahr-
kosten angefallen wären. Fahrkosten sind damit nur
insoweit erstattungsfähig, als sie zusätzlich für die Erle-
digung des Dienstgeschäftes entstanden sind. Dafür
gehen aber gegebenenfalls erforderliche Reisetage
(Arbeitstage) und zusätzliche notwendige Übernach-
rungskosten während der Reise zu Lasten des Dienst-
herrn, wenn er diese vonder Beamtin oder dem Beam-
ten beantragte Verbindung einer Dienst- mit einer Pri-
vatreise genehmigt hat.

12.1.1.1 Bei der Genehmigung der Verbindung von Dienstreisen
mit anderen Reisen ist es unerlässlich zu prüfen, ob die
Reise so notwendig ist und wirtschaftlich durchgeführt
wird (allgemeiner Sparsamkeitsgrundsatz). Die Verbin-
dung einer anderen Reise mit einer Dienstreise kann aus
wirtschaftlichen Gründen genehmigt werden, wenn die
Reisekostenvergütung niedriger als bei einer Dienstrei-
se vom Dienst- oder Wohnort aus ist.

Werden für die Verbindung einer Dienstreise mit einer
anderen Reise persönliche Gründe geltend gemacht, ist
entsprechend zu verfahren.

12.J .J.2 Für die Anwendung des § 12 Absatz 1 ist zudem maß-
geblich, dass die Dienstreisenden die förmliche Verbin-
dung ihrer privaten Reise mit einer Dienstreise beim
Dienstherrn beantragt haben, um so dessen Beteiligung
an den Kosten und am gegebenenfalls erforderlichen
zusätzlichen Zeitaufwand der Reise zu erreichen. Dabei
kann die Anrechnung der Fahrkosten der Privatreise auf
die erstattungsfähigen Fahrkosten der Dienstreise
höchstens zum vollen Wegfall des Anspruchs auf Fahr-
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kostenerstattung führen. Eine darüber hinausgehende 12.3.2
Verrechnung von Fahrkosten erfolgt nicht.

12.l.l.3 Private Reisen (Besuche), die die Dienstreisenden ledig-
lich anlässlich einer Dienstreise durchführen möchten,
ohne dass sie mittels einer förmlichen Verbindung beider
Reisen eine Beteiligung des Dienstherrn an den anfallen-
den Kosten der Privatreise oder dem dazu notwendigen 13
zusätzlichen Zeitaufwand anstreben oder die nicht unter
obige Fallkonstellationen subsumiert werden können, fal-
len nicht unter den Anwendungsbereich des § 12 Ab-
satz J. Hier wird die Verbindung der Privatreise mit der 13.1
Dienstreise lediglich angezeigt. Diese Anzeige ermöglicht
der abrechnenden Stelle, die Reisekostenvergütung gemäß
§ 3 Absatz 2 entsprechend der dienstlich notwendigen
Dauer und des Kostenumfangs zu ermitteln. 13. 1.1

12.1.2 Nach § 12Absatz I Satz 2 dürfen keine höheren als die
tatsächlich entstandenen Auslagen erstattet werden.
Werden die Dienstreisenden zum Beispiel im Kraftfahr-
zeug eines anderen Urlaubsreisenden kostenlos mitge-
nommen, dürfen, da den Dienstreisenden keine Fahr-
auslagen entstanden sind, daher auch keine Fahrausla-
gen erstattet werden. Entscheidend ist also nicht der
fiktive Anspruch des Berechtigten auf Reisekostenver-
gütung, sondern die Höhe der den Berechtigten tatsäch-
lich entstandenen Auslagen.

12.2 § 12 Absatz 2 regelt den Fall, dass die Beamtin und der
Beamte aus dienstlichen Gründen, zum Beispiel auf
Aufforderung seiner Behörde, einen Aufenthalt an
einem vorübergehenden Aufenthaltsort unterbricht und
deshalb vom vorübergehenden Aufenthaltsort zum
Geschäftsort und nach dem Dienstgeschäft zu diesem
oder einem anderen vorübergehenden Aufenthaltsort
zurück- beziehungsweise weiterreist, In diesem Fall ist
die Reisekostenvergütung so zu bemessen, wie wenn
die Dienstreisenden unmittelbar vor dem Dienstge-
schäft vom vorübergehenden Aufenthaltsort zum Ge-
schäftsort und unmittelbar danach von diesem zu dem-
selben vorübergehenden Aufenthaltsort (zurück- )gereist
wären. Diese Reisekostenbegrenzung wird ergänzt
durch § 12 Absatz 1 Satz 2, wonach keine höheren als
die tatsächlich entstandenen Auslagen erstattet werden
(vergleiche Textziffer 12.1.2).

12.3 Der Abbruch des Urlaubs kommt nur· in Betracht, wenn
die Wiederaufnahme des Dienstes durch die Bedienste-
ten dringend erforderlich ist.

12.3.1 Bei Abbruch des Urlaubs werden (in angemessenem
Umfang) alle Aufwendungen berücksichtigt, die die
Berechtigten und andere Personen haben, die mit ihnen
zusammen den Urlaub verbringen, Bei den anderen
Personen kommt es nicht darauf an, ob die Berechtigten
gesetzlich oder sittlich zu ihrem Unterhalt verpflichtet
sind oder ob sie mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft
leben oder mit ihnen verwandt sind. Wichtig ist nur,
dass der Urlaub gemeinsam verbracht wird und die
Berechtigten ganz oder teilweise die Kosten der
Urlaubsreise tragen (vergleiche Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 2. März 1995 - 2 C 27.93).

Der Abbruch des Urlaubs muss von der zuständigen
Behörde angeordnet werden. Die Bediensteten selbst
können die reisekostenrechtlichel~ Folgen des § 12
Absatz 3 nicht auslösen, auch dann nicht, wenn sie die
vorzeitige Beendigung des Urlaubs als im dienstlichen
Interesse liegend ansehen.

Zu § 13
(Vergütung bei längerem Aufenthalt am 'Geschäfts-
ort, Pauschvergütung)

§ 13 Absatz 1 findet bei tatsächlicher oder zumutbarer
täglicher Rückkehr an den Dienst- oder Wohnort keine
Anwendung.

Ein längerer Aufenthalt an demselben Geschäftsort
liegt auch dann vor, wenn

a) an demselben Geschäftsort nicht ein (längeres) ein-
heitliches Dienstgeschäft, sondern mehrere (kürze-
re) Dienstgeschäfte erledigt werden

oder

b) die Notwendigkeit eines längeren Aufenthalts an
demselben Geschäftsort nicht von vornherein fest-
stand.

§ 13 ist sinngemäß auch dann anzuwenden, wenn sich
an eine Abordnung von mehr als sieben Tagen eine
Dienstreise an denselben Ort anschließt, mit der Folge,
dass für diese im Regelfall nur die Vergütung nach § 13
Absatz I Satz I gewährt wird.

13. J.2 Zu denAufenthaltstagen rechnen alle Tage einschließ-
lich der Sonn- und Feiertage und der allgemeinen
dienstfreien Tage (ohne Urlaubs- und Krankheitstage
sowie Dienstbefreiung), die zwischen dem Tag der Hin-
reise zur Aufnahme des auswärtigen Dienstgeschäfts
und dem Tag der Rückreise nach Beendigung des
Dienstgeschäfts an demselben Geschäftsort liegen,
soweit der Aufenthalt nicht als beendet oder unterbro-
chen anzusehen ist.

13. J.2. J Bei einer dienstlich notwendigen Unterbrechung des
Aufenthalts von mindestens sieben aufeinanderfolgen-
den Kalendertagen während der Zeit, in der Tage- und
Übernachtungskostenerstattung oder Übernachtungs-
geld zusteht, ist der Aufenthalt beendet. Die Frist des
§ 13 Absatz 1 Satz 1 (oder gegebenenfalls des § 13
Absatz I Satz 3) läuft mit dem Tag nach der Rückkehr
zur Fortsetzung der dienstlichen Tätigkeit an demsel-
ben Geschäftsort von Neuern.

Dies gilt auch bei Unterbrechungen des Aufenthalts
wegen Erkrankung, Dienstbefreiung oder Urlaub. Dabei
sind Sonn- und Feiertage oder allgemeine dienstfreie
Werktage, die innerhalb dieser Unterbrechung liegen,
einzubeziehen.

13. J.2.2 Bei einer dienstlich notwendigen Unterbrechung des
Aufenthalts von weniger als sieben aufeinanderfolgen-
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den Tagen während der Zei t, in der Tage- und Übern ach-
tungskostenerstattung oder Übernachtungs geld zusteht,
gilt der Aufenthalt als unterbrochen. Der Lauf der Frist
des § 13 Absatz 1 Satz 1 (oder gegebenenfalls des § 13
Absatz I Satz 3) wird für die Dauer der dienstlich not-
wendigen Unterbrechung gehemmt. Dies gilt auch bei
Unterbrechungen des Aufenthalts wegen Erkrankung,
Dienstbefreiung oder Urlaub. Dabei sind Sonn- und Fei-
ertage oder allgemeine dienstfreie Werktage, die inner-
halb dieser Unterbrechung liegen, einzubeziehen. Die
für die Zeit der Abwesenheit vom Geschäftsort tatsäch-
lich entstandenen unvermeidbaren Auslagen (zum Bei-
spiel für das Beibehalten der bisherigen Unterkunft)
werden - soweit angemessen - erstattet.

13.1.3 Triftige Gründe liegen nach der Zweckbestimmung des
§ 13Absatz 1Satz 3 nur vor, wenn die insgesamt zuste-
hende Entschädigung (Tage- und Übernachtungsgeld
oder -kosten für die ersten sieben Tage zuzüglich der
Vergütung nach § 13 Absatz I ab dem achten Tage)
nicht ausreicht, um die von Beginn des Aufenthalts an
tatsächlich entstandenen notwendigen Unterkunftskos-
ten und die notwendigen Auslagen für Verpflegung
unter Berücksichtigung der häuslichen Ersparnis zu 14.2
decken; dabei bildet das Tagegeld die Obergrenze der
an einem Kalendertag berücksichtigungsfähigen Ver-
pflegungsmehraufwendungen. Die häusliche Ersparnis
beträgt bei Dienstreisenden mit Wohnung im Sinne
des § 10 Absatz 2 des Landesumzugskostengesetzes
4,70 Euro, ansonsten 9,40 Euro.

Ob die Voraussetzungen für eine Verlängerung vorlie-
gen, hängt von den Umständen des Einzelfalles ab und
muss von den Bediensteten nachgewiesen werden.
Dabei sind die Auslagen, soweit möglich, zu belegen.
Die Bediensteten sind bei entsprechender Dauer der
Dienstreise vor deren Antritt auf die Nachweispflicht
hinzuweisen.

13.2 § 13Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit, die Einzelvergü- 14.3
tungen für Dienstreisen für bestimmte Zeitabschnitte in
einer Panschvergütung zusammenzufassen. Die Vor- 14.4
schrift dient der Verwaltungsvereinfachung. Sie hat
nicht den Zweck, die Reisekostenvergütung nach § I 14.5
Absatz 2 durch die Pauschalierung zu ermäßigen. Zuläs-
sig ist jedoch die Pauschalierung nach § 7 Absatz 5.

14 Zu § 14
. (Abfindung bei Auslandsdienstreisen)

15
14. I Bis zum Erlass einer Verwaltungsvorschrift auf Landes-

ebene zur Höhe der Auslandstagegelder gelten gemäß
§ 14 Absatz 3 Satz 1 und § 16 Absatz 2 in Verbindung
mit Artikel 4 § J des Gesetzes über die Reise- und 15. I
Umzugskostenvergütung und das Trennungsgeld für
die Beamten und Richter des Landes Mecklenburg-
Vorpommern die vom Bund durch Allgemeine Verwal-
tungsvorschriften festgesetzten Auslandstage- und
-übernachtungsgelder entsprechend.

Der Umfang der Kürzung des Auslandstagegeldes bei
unentgeltlicher Verptlegung des Amtes wegen im Aus-

land richtet sich daher nach § 3 der Auslandsreisekos-
tenverordnung in Verbindung mit § 6 Absatz 2 der rei-
sekostenrechtlichen Regelung des Bundes. Demnach
sind vom Tagegeld für ein Frühstück 20 Prozent und für
ein Mittag- und Abendessen je 40 Prozent des vollen
Auslandstagegeldes einzubehalten. Weil die der Gewäh-
rung zu Grunde liegende Vorschrift eine Festsetzung
der Auslandstagegelder in Höhe der Beträge des Bun-
desrechts vorsieht, sind im Rahmen dieser Festsetzung
auch die im Bundesrecht vorgesehenen Einbehaltungs-
regelurigen zu berücksichtigen.

Beträgt die Abwesenheit bei einer Auslandsdienstreise
an einem Tag weniger als acht Stunden und steht daher
ein Auslandstagegeld nicht zu, ist bei Erhalt unentgelt-
licher Verpflegung diese mit dem amtlichen Sachbe-
zugs wert nach der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung auch für Mahlzeiten im Ausland zu versteuern.
Gleiches gilt, wenn das Entgelt für Verpflegung in den
erstattungs fähigen Fahrt-, Übernachtungs- oder Neben-
kosten enthalten ist, ohne dass an diesem Tag ein Aus-
landstagegeld zusteht.

Bei Auslandsdienstreisen mit längerem Aufenthalt an
demselben Geschäftsort ist das Auslandstagegeld ab
dem achten oder bei entsprechender Verlängerung durch
die oberste Dienstbehörde ab dem 22. Tag in analoger
Anwendung von § 5 Absatz I Satz I der Auslandsreise-
kostenverordnung in Verbindung mit Artikel 4 § 1 des
Gesetzes über die Reise- und Umzugskostenvergütung
und das Trennungsgeld für die Beamten und Richter des
Landes MeckJenburg- Vorpommern um zehn Prozent zu
kürzen, da § 14 Absatz I in Verbindung mit § 13 Ab-
satz 1 Satz I zwar von einer Absenkung der Auslands-
reisekostenvergütung bei längerem Aufenthalt arn Ge-
schäftsort ausgeht, die Höhe der Absenkung bei Aus-
landsdienstreisen im Landesrecht selbst jedoch nicht
festgelegt ist.

(nicht besetzt)

(nicht besetzt)

§ 14 Absatz 5 ist nur anwendbar für Tage mit Grenz-
übertritten zwischen ausländischen Staaten, nicht
jedoch für den Grenzübertritt vom Ausland in das
Inland. Die Anwendbarkeit des § 14 Absatz 6 bleibt
davon unberührt.

Zu § 15
(Auslagenerstattung bei Reisen aus besonderem
Anlass)

§ 15 Absatz I Satz I eröffnet für Reisen, die zur Aus-
oder Fortbildung im dienstlichen Interesse durchgeführt
werden, die Möglichkeit einer Kostenerstattung bis zur
Höhe der Reisekosten wie bei Dienstreisen.

Anders als bei der diesbezüglichen Regelung im Bun-
desrecht (§ I I. Absatz 4 der reisekostenrechtlichen
Regelungen des Bundes) werden nach dem Wortlaut
des § 15 Absatz I Satz I unterschiedslos alle Fälle ?er
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Aus- und Fortbildung erfasst, die ganz oder teilweise in
dienstlichem Interesse liegen.

Regelungsgegenstand sind damit die Fälle der Teilnah-
me an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen. die nicht
bereits im Wege einer Dienstreise gemäß § 2 Num-
mer 1 durchgeführt werden. Die Vorschrift stellt inso-
fern eine Spezialregelung für die Teilnahme an Aus-
oder Fortbildungsveranstaltungen auch im Wege der
Abordnung und der Aus- oder Fortbildungsreise dar.
Daher erfolgt in diesen Fällen kein Ausschluss der Kos-
tenerstattung gemäß § 16 Absatz 3 in Verbindung mit
§ 1 Absatz 2 Satz 2 der Trennungsgeldverordnung, so
dass hier auch im Einzugsgebiet Kostenerstattung
gewährt wird.

15.1.1 Es ist zunächst zu prüfen, ob die Teilnahme an einer
Aus- oder Fortbildungsveranstaltung unter Berücksich-
tigung der statusrechtlichen Vorgaben im Wege der
Dienstreise (§ 2 Nummer I), im Rahmen des § 15
Absatz I Satz I im Abordnungswege (§ 28 des Landes-
beamtengesetzes) oder als sonstige Aus- oder Fortbil-
dungsreise im überwiegenden dienstlichen Interesse zu
erfolgen hat.

15.1.1.3 Reisen aus besonderem Anlass im Sinne von § 15
Absatz 1 Satz 1 in nicht überwiegend dienstlichem Inte-
resse sind Privatreisen. Eine Kostenerstattung erfolgt
nicht.

15.1.2 Reisen zum Ablegen vorgeschriebener Laufbahnprü-
fungen und zur Teilnahme von Beamtinnen und Beam-
ten an Auswahlverfahren für die Zulassung zum Auf-
stieg und zur Qualifizierung für Beförderungsämter
sind Dienstreisen und fallen daher nicht unter § 15
Absatz 1.

15.1.3 § 15 Absatz I Satz 2 enthält eine Sonderregelung für
Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst, die zum Zwecke ihrer Ausbildung einer
Ausbildungsstelle an einem anderen Ort als dem bishe-
rigen Dienst- oder Wohnort zugewiesen werden. Die
Erstattung der ihnen dadurch entstehenden notwendi-
gen Mehrauslagen erfolgt nach näherer Bestimmung
des Finanzministeriums (Bekanntmachung über die
Abfindung der Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst mit Reisekosten-, Umzugskostenvergütung
und Trennungsgeld aus Anlass der Ausbildung).

15.2
Dienstreisen (zur Aus- und Fortbildung) im Sinne des
§ 2 Nummer I umfassen die zur Erledigung eines

. Dienstgeschäftes notwendigen Fahrten an einen aus-
wärtigen Geschäftsort (Textziffer 2.1). Erforderlich ist
ein enger Bezug zu den den Beamtinnen und Beamten
in ihrem konkreten Amt zur unmittelbaren Erledigung
übertragenen Dienstaufgaben. Mit ihr ist kein Wechsel
der Vorgesetzten und der disziplinarischen Unterstel-
lung verbunden. Eine Abordnung zur Aus- oder Fortbil-
dung kommt immer dann in Frage, wenn der Zweck der
Reise nicht die Erledigung von Dienstgeschäften im
Sinne von § 2 Nummer 1 ist, sondern eine vorüberge-
hende Dienstleistung beziehungsweise die Wahrneh-,
mung von Aufgaben bei einer anderen Dienststätte
("anderer Dienstposren") erfolgen soll. Zur Wahrneh-
mung von Aufgaben der anderen Dienststätte rechnet
auch die (dienstlich angeordnete) Aus- und Fortbildung
im Rahmen von Lehrgängen. Aus der Abordnung resul- 15.2.1
tieren - im Gegensatz zur Dienstreise - ein Wechsel der
Vorgesetzten und ein Wechsel der disziplinarischen
Unterstellung.

15.1.1.1 Bei Reisen oder Abordnungen zur Aus- und Fortbil-
dung im ausschließlich dienstlichen Interesse im Sinne
von § 15 Absatz 1 Satz 1 wird - wie auch bei Dienstrei-
sen - die volle Reisekostenvergütung zur Abgeltung der
dienstlich veranlassten Mehraufwendungen gewährt.

15.2.2

15.1.1.2 Bei Reisen oder Abordnungen mit überwiegend dienst- 15.2.3
lichem Interesse wird dagegen lediglich Auslagener-
stattung in der Höhe gewählt, die dem (prozentualen)
Anteil des dienstlichen Interesses entspricht (SO Pro-
zent + x). Der Grad des (überwiegenden) dienstlichen
Interesses ist in diesen Fällen vor Antritt der Aus- und
Fortbildungsmaßnahme festzustellen und dem Bediens- 15.2.4
teten bekannt zu geben.

Nach § 15 Absatz 2 sind nur Fahrkosten erstattungsfä-
hig. Andere Kosten zum Beispiel für Verpflegung und
sonstige Aufwendungen dürfen nicht erstattet werden.
Die erstattbaren Fahrkosten müssen aus dem besonde-
ren dienstlichen Anlass (zusätzlich) entstanden und not-
wendig sein (zum Beispiel bei einem ausnahmsweise
zu leistenden Sonntags- oder Nachtdienst). Erhalten die
Bediensteten wegen des besonderen dienstlichen Ein-
satzes einen anderweitigen Ausgleich (zum Beispiel
Freistellung vom Dienst oder Dienstbefreiung), sind
zusätzliche Kosten im Sinne des Absatzes 2 nicht ent-
standen. Zusätzliche Kosten sind auch dann nicht ent-
standen, wenn die Bediensteten eine privat beschaffte
Zeitkarte besitzen, die sie bei der Fahrt aus besonderem
dienstlichem Anlass zwischen Wohnung und regelmä-
ßiger Dienststätte benutzt haben oder hätten benutzen
können.

Notwendig sind die Fahrkosten grundsätzlich nur dann,
wenn sie auch bei den regelmäßigen Fahrten zwischen
Wohnung und Dienststätte entstehen.

Muss für eine regelmäßige Fahrt zwischen Wohnung
und Dienststätte ein eigenes Kraftfahrzeug benutzt wer-
den, weil zum Beispiel ein regelmäßig verkehrendes
Beförderungsmittel nicht zeitgerecht benutzt werden
kann, so ist dies kein besonderer dienstlicher Anlass im
Sinne des Absatzes 2.

Es dürfen höchstens die Fahrkosten erstattet werden,
die unter Ausnutzung möglicher Fahrpreisermäßigun-
gen bei Benutzung regelmäßig verkehrender Beförde-
rungsmittel für Fahrten zwischen Wohnung lind regel-
mäßiger Dienststätte sowie zurück entstehen.

§ 15 sieht keine Reisekostenvergütung für Einstellungs-
reisen vor dem Wirksam werden der Ernennung zur
Beamtin oder Beamten oder Richterin oder Richter vor.
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16 Zu § 16
(Ermächtigung, Verwaltungsvorschriften,
Trennungsgeld, Auslandstrennungsgeld,
Dienstortbestimmung)

16.1 (nicht besetzt)

16.2 (nicht besetzt)

16.3 Die Gleichstellung der Abordnung mit einer vorüberge-
henden dienstlichen Tätigkeit außerhalb des (deutschen)
öffentlichen Dienstes umfasst sowohl die vorüberge-
hende dienstliche Tätigkeit bei einer anderen Stelle als
einer Dienststelle als auch die Zuweisung nach § 20 des
Beamtenstatusgesetzes.

17 Zu § 17
(Verweisungen)

(nicht besetzt)

18 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung in Kraft.
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Stellenausschreibungen

Im Innenministerium Mecklenburg- Vorpommern/Landespo-
lizei Mecklenburg-Vorpommern ist zum nächstmöglichen Zeit-
punkt der Dienstposten

Anforderungsprofil:

Sachverständige/-r Biologie - Arbeitsbereich DNA-Analytik
im Landeskriminalamt Mecklenburg- Vorpommern

abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbildung im
Studiengang Biologie oder Medizin mit abgeschlossener
Facharztausbildung Rechtsmedizin

mit Dienstort in Rampe neu zu besetzen.
sehr gute Kenntnisse auf dem Gebiet der Molekularbiologie
und Genetik

Aufgabengebiet: praktische Kenntnisse der gängigen DNA-Untersuchungsme-
thoden (Extraktion, peR, Elektrophorese)

Erstellen von Befundberichten und Gutachten zu DNA-analy-
tischen Untersuchungen an molekulargenetischem Material
(Blut, Sekrete, Exkrete, Epithel, Haare)

wünschenswert sind Erfahrungen in der Analyse von huma-
nen Mikrosatelliten sowie Erfahrungen mit automatischen
Kapillarsequenzem

Erstattung der Gutachten vor Gericht
gute EDV-Kenntnisse

Laborpraktische Arbeiten

Sachgebietsbezogene Fachanleitung und Lehrtätigkeit
Bereitschaft, den eigenen Kenntnisstand dienstlich-fachlichen
Entwicklungen anzupassen

Wissenschaftliche Fortbildung Fähigkeit durch gen aue Arbeit, Ziel vorgaben fehleifrei und
anwendbar zu realisieren

Mitwirkung bei der Erarbeitung und Durchsetzung des Quali-
tätsmanagements hohes Maß an Engagement und Organisationsfähigkeit


